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Preiswirkungen der
Deregulierung und
Privatisierung auf
den G"term#rkten

Weite Bereiche der netzgebundenen

Versorgungswirtschaft in Deutschland

sind in den vergangenen Jahren mit der

Umsetzung des EU-Binnenmarktpro-

gramms schrittweise dereguliert und teil-

weise privatisiert worden. Dahinter steht

die immer st#rker beachtete Grund-

einsicht, dass von staatlichen Zw#ngen

und starren Auflagen befreite G"ter-

m#rkte auf Dauer am besten in der Lage

sind, ein kundengerechtes Angebotssor-

timent zu g"nstigen Preisen bereitzustel-

len. Dies kommt nicht zuletzt dem

Arbeitsmarkt zugute. Am Anfang stand

die Entlassung der Telekommunikation

aus der staatlich gelenkten oder organi-

sierten Monopolwirtschaft; ihr folgte die

Energieversorgung mit Strom und Gas.

Ein weiterer Schritt steht im Bereich des

klassischen Postgesch#fts mit der Aufhe-

bung des Briefmonopols an. Diskutiert

wird auch die 1ffnung der Wasserversor-

gung, des schienengebundenen Verkehrs

sowie des 2ffentlichen Nahverkehrs.

Auf dem Markt f"r G"ter und Leistungen

der Telekommunikation hat der sich ent-

faltende Wettbewerb zu starken Preissen-

kungen gef"hrt. In der Stromwirtschaft

haben die etablierten Anbieter ihre Abga-

bepreise teilweise erheblich reduziert. Im

Gasbereich k2nnten von der Deregulie-

rung ebenfalls deutliche Preiswirkungen

ausgehen. Der folgende Beitrag zeichnet

wichtige Entwicklungslinien in den ge-

nannten Bereichen nach und beschreibt –

soweit derzeit erkennbar – die damit ein-

hergehenden Preisver#nderungen.
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Eingriffe des Staates in Marktstrukturen – sei

es in Gestalt 'ffentlicher Unternehmen oder

durch Schaffung wettbewerblicher „Ausnah-

mebereiche“ – stellen, 0hnlich wie subven-

tionspolitischer Interventionismus1), grund-

s0tzlich ein systemfremdes Element dar. Aus

ordnungspolitischen und allokativen Gr5nden

sind damit in aller Regel erhebliche volkswirt-

schaftliche (Opportunit0ts-) Kosten verbun-

den. Deregulierung und Privatisierung erh'-

hen dieser Grundeinsicht nach die gesamt-

wirtschaftliche Effizienz. Außerdem kann das

Potenzial technologischer Innovationen bes-

ser ausgesch'pft werden, wenn das Geflecht

an staatlichen Beschr0nkungen zumindest

gelichtet und zur5ckgeschnitten wird.2)

Seit etwa Mitte der neunziger Jahre hat sich

in Deutschland die Bereitschaft zur >ffnung

bisher weitgehend geschlossener M0rkte

verst0rkt. Wichtige @berlegungen fanden

Eingang in den vom Bundeswirtschaftsminis-

terium erstellten Deregulierungsbericht, in

dem auf entsprechende Maßnahmen und

Absichten f5r eine ganze Reihe von Bran-

chen, angefangen mit der Bahn und dem

'ffentlichen Personennahverkehr bis hin zur

Gentechnik, hingewiesen wurde. Die Post

und die Telekommunikation bildeten einen

ersten Schwerpunkt der Deregulierungsbe-

m5hungen, waren hier doch starke Wachs-

tumsimpulse nicht nur f5r die Nachrichten-

5bermittlung selbst, sondern auch indirekt

f5r die 5brige Wirtschaft zu erwarten. Insbe-

sondere die Kommission der Europ0ischen

Gemeinschaften hat sich f5r die Markt'ff-

nung dieses Bereichs eingesetzt, um Wettbe-

werbsverzerrungen im EU-Binnenmarkt zu

vermeiden.3) Im Jahr 1993 beschloss der Rat

der Europ0ischen Union, die 'ffentlichen

Sprachtelefondienste bis zum 1. Januar 1998

zu liberalisieren. Ende 1994 wurden die

Grundlagen zur Deregulierung der Infrastruk-

tur in der Telekommunikation gelegt. Dies

ebnete in Deutschland den Weg f5r die drei-

stufige Postreform.

Auch in dem Bereich der leitungsgebundenen

Energietr0ger hat die Europ0ische Kommis-

sion entscheidende Impulse f5r Deregulierung

und mehr Wettbewerb gegeben. Nach inten-

siven Vorarbeiten, die bereits Mitte der acht-

ziger Jahre begannen und die Schaffung

eines europ0ischen Binnenmarkts f5r Energie

zum Ziel hatten, wurde 1995 das Gr5nbuch

„F5r eine Energiepolitik der Europ0ischen

Union“ verabschiedet. Anfang 1997 trat eine

Binnenmarktrichtlinie f5r Elektrizit0t in Kraft,

die die Mitgliedstaaten verpflichtete, bis zum

Februar 1999 entsprechende Durchf5hrungs-

bestimmungen zu erlassen und notwen-

dige Gesetzesanpassungen vorzunehmen. In

Deutschland kam es daraufhin Anfang 1998

zur Novellierung des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschr0nkungen sowie zur Neurege-

lung des Energiewirtschaftsrechts. Seitdem

gelten, von einigen Ausnahmen abgesehen,

auf dem deutschen Strommarkt die Spiel-

regeln des Wettbewerbs.

1 Vgl. hierzu den Sonderaufsatz „Die Entwicklung der
Subventionen in Deutschland seit Beginn der neunziger
Jahre“ auf S. 15 ff. in diesem Monatsbericht.
2 Vgl. im Einzelnen beispielsweise: A. Boss, C.-F. Laser,
K.-W. Schatz et al., Deregulierung in Deutschland, Kieler
Studien 275, T5bingen 1996.
3 Bereits 1987 war das „Gr5nbuch 5ber die Entwicklung
des Gemeinsamen Marktes f5r Telekommunikations-
dienstleistungen und Telekommunikationsger0te“ er-
schienen.
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Dar5ber hinaus ist mit einer Richtlinie f5r die

Europ0ische Union vom Herbst 1998 die Libe-

ralisierung der Gasversorgung in Gang ge-

kommen. Mitte dieses Jahres einigten sich die

betroffenen Wirtschaftsverb0nde unter Mo-

deration des Bundesministers f5r Wirtschaft

darauf, die Zug0nge zum Erdgasleitungsnetz

diskriminierungsfrei zu gestalten und Entgelt-

regeln f5r die Leitungsnutzung zu definieren.

Damit auch die privaten Haushalte und das

Kleingewerbe von der >ffnung des Gasmark-

tes profitieren k'nnen, sollen bald so ge-

nannte Lastprofile, das sind spezifische Ver-

brauchsschemata, definiert werden. Dies

k'nnte nach Einsch0tzung des Wirtschaftsmi-

nisteriums innerhalb eines Jahres geschehen.

Bis in die j5ngste Zeit hinein sind es insbeson-

dere europ0ische Initiativen gewesen, die im

Sinne einer Vertiefung des Gemeinsamen Bin-

nenmarkts Deregulierungsvorhaben angesto-

ßen haben. Vor kurzem hat sich das Europa-

parlament f5r eine schrittweise Liberalisie-

rung des Eisenbahnverkehrs in der Europ0i-

schen Union ausgesprochen. Die Mitglied-

staaten sollen danach verpflichtet werden,

ihre Schienennetze f5r fremde Bahnunter-

nehmen zu 'ffnen. Vorgesehen ist ferner,

den 'ffentlichen Personennahverkehr weitge-

hend zu privatisieren.

Diese Vorhaben sind bislang aber 5berwie-

gend Absichtserkl0rungen und stehen erst

in den n0chsten Jahren zur schrittweisen

Konkretisierung beziehungsweise Realisie-

rung an. F5r die Telekommunikation und Da-

ten5bertragung sowie die Stromversorgung

k'nnen jedoch schon erste Schlussfolgerun-

gen gezogen werden. Aus Sicht der Noten-

bank interessieren vor allem die Preiswirkun-

gen der Deregulierung.

Telekommunikation

Die Deregulierung im Bereich der Telekom-

munikation begann mit der Aufspaltung des

ehemaligen Monopolbetriebes Deutsche

Bundespost. In mehreren Schritten, den so

genannten Postreformen I, II und III in den

Jahren 1989, 1994 beziehungsweise 1996,

wurden die drei Gesch0ftsfelder Gelbe Post

(Bef'rderung von Briefen und Paketen), Post-

bank (Postgiro und Postsparkasse) und Graue

Post (Telekommunikation) gebildet und ihnen

organisatorische und finanzielle Eigenst0ndig-

keit zugebilligt. @berwacht und gesteuert

wird der Deregulierungsprozess im Bereich

der Gelben sowie speziell der Grauen Post

durch die neu eingerichtete Regulierungsbe-

h'rde f5r Telekommunikation und Post. Diese

staatliche Aufsicht hat die Aufgabe, „den

Wettbewerb zu f'rdern und fl0chendeckend

angemessene und ausreichende Dienstleis-

tungen zu gew0hrleisten ...“4) F5r den Tele-

kommunikationssektor geht es dabei insbe-

sondere um den Marktzutritt und die Lizen-

zierung neuer Wettbewerber, die Gew0hrleis-

tung eines Mindestangebots und Entgeltre-

gulierungen. Hinzu kommen Regelungen

5ber Zug0nge und Zusammenschaltungen im

Leitungsnetz, das bisher im Wesentlichen

noch dem alten Monopolanbieter geh'rt,

wenn auch neue Konkurrenten vordringen.

Aus dem Aufgabenkatalog wird ersichtlich,

4 T0tigkeitsbericht 1998/1999 der Regulierungsbeh'rde
f5r Telekommunikation und Post, Bundestagsdruck-
sache 14/2321 vom 2. Dezember 99, S. 16.
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dass der Markt f5r Telekommunikation ge-

genw0rtig noch keineswegs voll liberalisiert

ist und die Regulierungsbeh'rde eine ent-

scheidende Rolle bei der St0rkung des Wett-

bewerbs einnimmt.

Bereits in der ersten Stufe der Deregulierung

im Jahr 1989 wurde der Markt f5r Endger0te

der Telekommunikation freigegeben. Aller-

dings l0sst sich nur schwer nachvollziehen,

wie nach dem Aufbrechen des Post-Mono-

pols die Verbraucherpreise dieser G5ter rea-

giert haben. Die amtliche Statistik hat ent-

sprechende Produkte n0mlich erst mit der

Neuberechnung des Index auf der Basis des

Jahres 1995 in die Preisbeobachtung aufge-

nommen. Immerhin kann festgestellt werden,

dass sich in den letzten f5nf Jahren die Preise

f5r Telefon- und Telefaxger0te (einschl. Repa-

ratur) beinahe halbierten. Der marktm0ßige

R5ckgang ist noch etwas st0rker ausgefallen,

wenn man ber5cksichtigt, dass im April 1998

der Mehrwertsteuersatz von 15% auf 16%

heraufgesetzt worden ist.

In der Sprachtelefonie hat die Deutsche Tele-

kom Anfang 1998 ihre Monopolstellung ver-

loren. Bereits im Herbst 1996 war ihre bevor-

zugte Stellung im Bereich der Netz-Infrastruk-

tur gefallen. Erste Lizenzen f5r den Mobilfunk

sind schon zu Beginn der neunziger Jahre an

Konkurrenten der Telekom vergeben worden.

Damit war der Markt weitgehend ge'ffnet,

und zahlreiche neue Bewerber traten in Kon-

kurrenz zur Telekom. Nach Angaben der Re-

gulierungsbeh'rde waren bis Mitte des lau-

fenden Jahres rund 300 Lizenzen der Klasse 4,

die sich auf Sprachtelefondienste beziehen,

sowie 5ber 500 Lizenzen f5r die Klasse 3, die

@bertragungswege betreffend, erteilt wor-

den.

Auf Grund des zunehmenden Wettbewerbs

kam es zu sp5rbaren Anpassungen im Preis-

gef5ge. Begonnen hatten diese schon zu An-

fang des Jahrzehnts, als mit der Aufspaltung

der Deutschen Bundespost die Quersubven-

tionierung von allgemeinen Postleistungen

aus den Ertr0gen der Fern- und Auslandsge-

spr0che zu Ende ging. Die dort erzielten Ein-

nahmen standen im Gefolge der Deregulie-

rung auch f5r eine St5tzung im Nahbereich

immer weniger zur Verf5gung, da insbeson-

dere die Margen bei den Fern- und Auslands-

gespr0chen unter Druck gerieten. Hinzu

kamen kr0ftige Produktivit0tsgewinne, zum

einen bei der Telekom selbst, zum anderen

aber insbesondere durch den Markteintritt

neuer Anbieter.

F5r die Preisentwicklung der Telekommunika-

tionsleistungen auf der Verbraucherstufe ste-

hen seit 1995 neue und detaillierte Angaben

der amtlichen Statistik zur Verf5gung. Damals

wurde die Preisbeobachtung an die ver0nder-

ten Konsumgewohnheiten angepasst. Be-

r5cksichtigt werden seitdem sowohl die

neuen Anbieter im Festnetz als auch der

Mobilfunkbereich. (Einzelheiten hierzu sind

auf S. 35 dargelegt.) Im Mobilfunk sind den

Messzahlen nach die Preise innerhalb der zu-

r5ckliegenden f5nf Jahre um rund drei F5nftel

zur5ckgegangen. Phnlich stark war die Preis-

korrektur bei den Auslandsgespr0chen. Die

Preissenkungen f5r Ferngespr0che im Inland

blieben zwar nur wenig dahinter zur5ck, las-

sen aber bereits ansatzweise erkennen, dass

die Preisabschl0ge umso geringer werden, je

Marktfreigabe
f#r Endger�te

Freigabe der
Sprachtelefonie

Preis-
entwicklung
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Aspekte der Preismessung in deregulierten Branchen

Fr"here Anbieter Neue Konkurrenten

Periode Menge Preis Menge Preis

1 10 100 0 120
2 9 100 2 90
3 8 100 4 80
4 8 90 4 80
5 8 90 4 80

Laspeyres-
Index Paasche-Index Fisher-Index

1 100 100 100
2 100 95 97
3 100 88 94
4 90 81 86
5 90 81 86

Ver#nderung zur Vorperiode

1 . . .
2 0% – 5% – 3%
3 0% – 8% – 4%
4 – 10% – 7% – 9%
5 0% 0% 0%
1 bis 5 – 10% – 19% – 14%

Der deutsche Preisindex f"r die Lebenshaltung wird
nach dem „Laspeyres-Festbasis-Konzept“ berech-
net. „Ziel dieses Konzepts ist das Messen der „rei-
nen“ Preisentwicklung bei Konstanz der Mengen-
komponente "ber einen mittleren Zeitraum“, der
in der Regel f"nf Jahre umfasst. Am Ende einer je-
den Periode „findet eine grundlegende Indexre-
form statt, bei der auch der „Warenkorb“ aktuali-
siert wird.“ 1)

Kommt es – was bei Deregulierungen und Liberali-
sierungsmaßnahmen nicht unwahrscheinlich ist –
zu raschen und kr#ftigen Gnderungen der Ver-
brauchsgewohnheiten oder der Anbieterstruktur,
besteht beim Festbasis-Konzept die Gefahr eines
verzerrten Ausweises der Teuerungsrate. 2) Dies ist
dann der Fall, wenn neue preisg"nstige Konkurren-
ten nicht ber"cksichtigt werden beziehungsweise
die traditionellen Lieferanten ihre Preise erst nach
st#rkeren Marktanteilsverlusten anpassen.

Bleiben derartige Ver#nderungen am Markt unbe-
r"cksichtigt, wird die Teuerungsrate zun#chst zu
hoch, sp#ter dann, wenn auch die fr"heren Anbie-
ter ihre Preise senken, zu niedrig ausgewiesen. Da-
r"ber hinaus k2nnen die bisherigen Unternehmen
manchmal ihren Marktanteil selbst dann stabilisie-
ren, wenn ein positiver Preisabstand zu den Kon-
kurrenten bestehen bleibt. H#ufig n#mlich ist der
Wechsel zu einem neuen Anbieter mit Kosten ver-
bunden, die notwendige Markt"bersicht nur mit
gr2ßeren M"hen zu erreichen oder die Qualit#t der
neuen Leistungen niedriger, weil zum Beispiel Ka-
pazit#tsengp#sse zu verzeichnen sind. Nur im Ideal-
fall entspricht die gegebene Preisdifferenz zwi-
schen alten und neuen Marktteilnehmern genau
dem monet#ren Gegenwert solcher Unterschiede.

Beispielhaft l#sst sich der Einfluss unterschiedlicher
Indexkonzepte auf die Preismessung anhand einer
Modellrechnung verdeutlichen. Dabei wird verein-
fachend in der ersten Periode vor dem Markteintritt
f"r die neuen Konkurrenten ein fiktiver Preis einge-
setzt, bei dem die auf sie entfallende Nachfrage
gleich Null ist.

Es zeigt sich – wie zu erwarten – ein deutlicher Un-
terschied im Ergebnis zwischen dem Laspeyres-

Index und dem Paasche-Index. Der Fisher-Index, der
sich aus einer Kombination von Laspeyres- und
Paasche-Ansatz ergibt, kann die Bedeutung der In-
dexmethode f"r intertemporale Preisvergleiche ins-
besondere in Phasen starker Deregulierungseffekte
zus#tzlich verdeutlichen.

Das Statistische Bundesamt hat wegen der Deregu-
lierung der Telekommunikationswirtschaft einen
neuen Verbraucherpreisindex f"r Telekommunika-
tionsdienstleistungen entwickelt, der den neuen
Gegebenheiten Rechnung tr#gt und die gestiegene
Komplexit#t des Preisgeschehens in diesem Wirt-
schaftszweig besser abbildet. 1) Das W#gungs-
schema wurde aus Angaben der Deutschen Telekom
AG f"r das Jahr 1996 abgeleitet. Seit Januar 1999
werden Preise der neuen Telefongesellschaften f"r
Inlandsferngespr#che und seit Januar 2000 auch f"r
Auslandsferngespr#che und Verbindungen zu Mo-
biltelefonnetzen ber"cksichtigt. Dabei wurde f"r
Inlandsferngespr#che ein mehrere Anbieter umfas-
sender Durchschnittspreis errechnet. Das hatte zur
Folge, dass einmal wegen des Struktureffekts, zum
anderen aber auch auf Grund von Preissenkungen
der Deutschen Telekom AG der neue Index im Ver-
gleich zum Dezember 1998 wesentlich niedriger
ausfiel.

1 Siehe dazu: Beuerlein, I., Neuberechnung des Verbrau-
cherpreisindex f"r Telekommunikationsdienstleistungen
auf Basis 1995, Wirtschaft und Statistik 1999, S. 329–336. —
2 Zu den Einzelheiten siehe: Hoffmann, J., Probleme der

Inflationsmessung in Deutschland, Diskussionspapier 1/98,
Volkswirtschaftliche Forschungsgruppe der Deutschen
Bundesbank.
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k5rzer die Reichweite der Gespr0che ist. Orts-

gespr0che auf der Konsumentenebene haben

sich sogar seit Mitte des letzten Jahrzehnts in

mehreren Schritten kr0ftig verteuert. Im

Herbst dieses Jahres 5bertrafen sie nach der

amtlichen Statistik den Stand von 1995 um

beinahe ein Viertel. Mitgespielt hat hierbei

die Einf5hrung der Umsatzsteuerpflicht f5r

Telefondienstleistungen zum 1. Januar 1996,

die die zuvor geltende pauschale Abf5hrung

der Post an den Bundeshaushalt abl'ste und

Bestandteil des Verbraucherpreises ist.5) Auch

hat die Telekom die Tarife bei den 'ffent-

lichen Fernsprechern umgestellt. Des Weite-

ren gingen die Anschluss- und Grundgeb5h-

ren bis zuletzt um rund ein Zehntel 5ber das

Niveau von Mitte des Jahrzehnts hinaus.

Nach Berechnungen der Regulierungsbe-

h'rde f5r Telekommunikation und Post

konnte ein innerdeutsches Ferngespr0ch im

Festnetz Mitte 2000 zwischen 85% und fast

90% billiger gef5hrt werden als 1997, dem

letzten Jahr vor der vollst0ndigen Liberalisie-

rung des Sprachtelefondienstes. Die Spanne

deckt leicht unterschiedliche Entwicklungen

zu verschiedenen Tageszeiten ab. Die Preise

beziehen sich auf den jeweils f5r das Ge-

spr0ch ausgew0hlten g5nstigsten Anbieter

(Standardtarife ohne Rabatte, „call by call“).

Auch Auslandsgespr0che sind drastisch im

Preis gesunken. Beispielsweise war eine Ver-

bindung in die USA im Juli 2000 bei Nutzung

des preiswertesten Angebots um reichlich

neun Zehntel billiger als Ende 1997. F5r An-

rufe nach Großbritannien belief sich der Preis-

vorteil auf rund 90%, f5r Frankreich, >ster-

1995 = 100, log. Maßstab

Mobiltelefon-
dienstleistungen

Auslandsgespräche
Festnetz

Ferngespräche Festnetz

Ortsgespräche Festnetz

Anschluss- und
Grundgebühr Festnetz

Telefon- und Telefaxgeräte
(einschließlich Reparaturen)

Preise für Telekommunikation
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5 Die Preiswirkung der Umsatzsteuerpflicht wird durch
den seither m'glichen Vorsteuerabzug ged0mpft.
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reich und einige weitere L0nder waren es

kaum weniger.

Die Feststellungen der Regulierungsbeh'rde

d5rften aber die Preisd0mpfung insofern

5berzeichnen, als sie den Extremfall einer

Aussch'pfung aller m'glichen Vorteile unter-

stellen, was wohl kaum repr0sentativ ist. Zum

einen ist die Tariflandschaft inzwischen sehr

vielf0ltig, aus Sicht des Verbrauchers nicht

leicht zu 5berschauen und h0ufigen Pnde-

rungen unterworfen, so dass eine perma-

nente intensive Beobachtung notwendig ist.

Zum anderen erfordert der Wechsel von einer

Gesellschaft zur anderen teilweise besondere

administrative Vorkehrungen, die nicht selten

gescheut werden d5rften.

Ausgehend von den Daten der amtlichen Sta-

tistik haben die Preissenkungen im Telefon-

sektor die Entwicklung der Verbraucherpreise

insgesamt in den letzten Jahren erkennbar

ged0mpft. Ohne den Bereich der Telekommu-

nikation, das heißt ohne Telefon- und Telefax-

ger0te sowie ohne Telefon-, Telegrafie- und

Telefaxdienstleistungen gerechnet, w0re der

Anstieg des Preisindex f5r die Lebenshaltung

aller privaten Haushalte von 1995 bis heute

insgesamt um rund einen halben Prozent-

punkt gr'ßer gewesen. Auch die Ausgaben-

budgets der privaten Haushalte profitierten

deutlich von den Preissenkungen. Aus den

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen geht

hervor, dass Private im Jahr 1999 rund 481Q2

Mrd DM f5r den Bereich der Nachrichten-

5bermittlung aufgewendet haben. Hierin

sind mangels einer detaillierten Untergliede-

rung neben den Fernmeldediensten zwar

auch die Postdienste sowie die privaten Ku-

rierdienste enthalten, aber hierdurch d5rfte

die Analyse nicht allzu sehr verzerrt sein. Im

Jahr 1995 waren die Ausgaben der Konsu-

menten im Nachrichtensektor noch um 10

Mrd DM niedriger gewesen. In realer Rech-

nung, das heißt in Preisen des Jahres 1995,

5bertrafen die Aufwendungen 1999 das Ni-

veau im Ausgangsjahr um 5ber 20 Mrd DM

oder deutlich mehr als die H0lfte. Dank der

kr0ftigen Preissenkungen hielt sich die Zu-

nahme der Ausgaben also in deutlich engeren

Grenzen als die gleichzeitige starke Auswei-

tung des Verbrauchs. In vielen F0llen d5rften

die Preisr5ckg0nge zus0tzliche Nachfrage ge-

weckt und damit die rasche Marktexpansion

neuer Produkte erheblich gef'rdert haben.

Dies kommt auch darin zum Ausdruck, dass

die Nachrichten5bermittlung in den letzten

Jahren zu den Sektoren mit der gr'ßten

Wachstumsdynamik in der deutschen Volks-

wirtschaft geh'rt.

Gr'ßere Preissenkungspotenziale bietet si-

cherlich noch der Ortsbereich im Festnetz, die

so genannte „letzte Meile“, f5r die die Deut-

sche Telekom weiterhin eine marktbeherr-

schende Stellung hat. Verschiedentlich ist die

Nutzung des Kabelnetzes, das bisher im

Wesentlichen zu Fernseh5bertragungen ein-

gesetzt wird, f5r den Telefonverkehr disku-

tiert worden; auch Funkverbindungen sind im

Gespr0ch. Forschungsaktivit0ten richten sich

dar5ber hinaus auf den Einsatz der h0us-

lichen Stromversorgungsleitungen f5r die

Nachrichten5bermittlung. Die Regulierungs-

beh'rde hat die Telekom verpflichtet, Wett-

bewerbern einen „entb5ndelten“ Zugang zur

Teilnehmeranschlussleitung zu gew0hren.

Entb5ndelt heißt, dass eine Fremdgesellschaft

Verbraucher-
preise und
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ausgaben

Weitere Preis-
senkungs-
potenziale
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f5r einen vollst0ndig von der Telekom zu ihr

wechselnden Kunden die „letzte Meile“ von

der Telekom mieten kann, ohne zus0tzliche

Vermittlungstechnik in Anspruch nehmen zu

m5ssen.

Elektrizit#tsversorgung

Die Deregulierung des Strommarkts ist erst

vor einigen Jahren in Gang gekommen. Unter

dem Druck der Zeitvorgaben der Europ0i-

schen Kommission wurde Anfang 1998 die

6. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschr0nkungen verabschiedet; ihr folgte im

Fr5hjahr des gleichen Jahres die Neuregelung

des Energiewirtschaftsrechts. Damit hat der

Gesetzgeber die Elektrizit0tswirtschaft aus

der kartellrechtlichen Freistellung herausge-

nommen und dem Wettbewerb unterworfen.

Die bis dahin geltenden Gebietsmonopole,

die von den 5berregionalen großen Verbund-

unternehmen 5ber Regionalversorger bis hin

zu den Stadtwerken reichten, sind nunmehr

aufgebrochen. Die Erlaubnis f5r Konzessions-

vertr0ge mit Ausschließlichkeitsbindung ist

erloschen. In der Frage des Zugangs zu den

Stromnetzen, der wegen der Leitungsgebun-

denheit und der nur geringen Speicherbarkeit

von Elektrizit0t eine besondere Bedeutung

zukommt, entschied sich der Gesetzgeber f5r

den so genannten verhandelten Netzzugang,

das heißt den Zugang auf Vertragsbasis. Im

Gegensatz zum Telekommunikationsbereich

wurde zur Einf5hrung und Sicherstellung des

Wettbewerbs keine besondere Aufsichts-

beh'rde eingerichtet. Vielmehr vertraut die

Regierung auf Vereinbarungen zwischen

Stromproduzenten, Netzbetreibern und Ver-

brauchern. Zwei derartige @bereink5nfte sind

inzwischen erreicht worden, die letzte ist seit

Anfang 2000 g5ltig. Sie enth0lt Regelungen

5ber den Netzzugang, Entgeltstrukturen so-

wie zeitliche Verbrauchsprofile der privaten

Haushalte.

Dem Aufbau offener M0rkte dient zudem die

Einrichtung von Stromb'rsen. Leipzig und

Frankfurt sind bisher Handelsorte. Deutsch-

land folgt damit dem Beispiel anderer L0nder,

in denen bereits seit l0ngerem entsprechende

Handelsplattformen existieren. Europas ge-

genw0rtig gr'ßte Stromb'rse, die skandina-

vische NordPool, verbindet die L0nder Nor-

wegen, Schweden, Finnland und D0nemark.

Rund ein Viertel des mit Ausnahme von

D0nemark insgesamt in dieser Region ver-

brauchten Stroms wird dort t0glich gehan-

delt.

Der Wettbewerb in der deutschen Elektrizi-

t0tswirtschaft hat sich als Folge der Deregu-

lierung sp5rbar verst0rkt. Die zuvor erzielten

Monopolrenten sind abgebaut worden, die

Gewinnmargen verringerten sich deutlich.

Dies gilt insbesondere f5r die großen Strom-

anbieter, weniger dagegen f5r die lokalen

Versorger auf kommunaler Ebene. Zwar

haben manche von ihnen ihre Selbst0ndigkeit

verloren und sind an 5berregionale Versor-

gungsunternehmen verkauft worden. Andere

aber haben sich zu gr'ßeren Einheiten zu-

sammengeschlossen und bei den Stromliefe-

ranten bessere Bezugsbedingungen ausge-

handelt. Sie profitieren – vergleichbar der

Deutschen Telekom mit ihrem Einfluss auf die

„letzte Meile“ – davon, dass ihnen die lo-

kalen Versorgungsnetze und damit die Ver-

Gesetzes-
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bindung zu den privaten Haushalten geh'-

ren. Teilweise gab es auch Widerst0nde ge-

gen die Durchleitung von „Fremdstrom“ f5r

Haushalte, die zu neuen preisg5nstigen An-

bietern gewechselt sind. Erst wettbewerbs-

rechtliche Verfahren vor dem Bundeskartell-

amt und Gerichtsurteile konnten eine >ff-

nung bewirken.

Bislang aber haben die privaten Haushalte die

M'glichkeit, zu einem preisg5nstigeren An-

bieter 5berzugehen, nur z'gernd genutzt.

Nach Pressemeldungen machten lediglich

2% bis 3% der Endabnehmer davon Ge-

brauch. Das liegt – wie Befragungen erga-

ben – einmal daran, dass vielfach Verz'ge-

rungen in der Abwicklung, falsche Rechnun-

gen oder sogar „unseri'se“ Anbieter be-

f5rchtet werden. Auch f0llt es wohl nicht we-

nigen Haushalten schwer, einen @berblick

5ber die verschiedenen Tarife der stark ge-

wachsenen Zahl von Anbietern zu gewinnen.

Zum anderen aber haben nicht wenige der

traditionellen regionalen Stromlieferanten

nunmehr selbst niedrigere Tarife angeboten.

Speziell kommunale Versorger, die keine ei-

gene Stromerzeugung betreiben, nutzen die

Vorteile preiswerter Bez5ge von den großen

Stromkonzernen und geben die niedrigeren

Einstandskosten zumindest teilweise an ihre

Kunden weiter.

Die Strompreise auf der Verbraucherstufe

sind nach dem Preisindex f5r die Lebenshal-

tung aller privaten Haushalte im Herbst dieses

Jahres ebenso hoch gewesen wie Anfang

1998, als die Liberalisierung einsetzte. Es

w0re jedoch falsch, hieraus ableiten zu wol-

len, die Deregulierung habe auf der Konsu-

mentenebene bislang keinerlei Preiseffekte

gehabt. Vielmehr ist zu ber5cksichtigen, dass

es seit damals zu mehreren staatlichen Maß-

nahmen gekommen ist, die preiserh'hend

wirkten. Im Einzelnen handelt es sich dabei

um die Heraufsetzung des Mehrwertsteuer-

satzes von 15% auf 16% zum 1. April 1998

sowie steuerliche Belastungen im Rahmen

der 'kologischen Steuerreform. Mit Wirkung

vom 1. April 1999 wurde eine Stromsteuer in

H'he von 2 Pfennig je Kilowattstunde einge-

f5hrt. Zum 1. Januar 2000 erh'hte sich die

Steuer um weitere 0,5 Pfennig je kWh;

zus0tzliche Anpassungsschritte um jeweils

0,5 Pfennig sind mit dem Gesetz zur Fortf5h-

rung der 'kologischen Steuerreform f5r die

Jahre 2001 bis 2003 bereits beschlossen.

Ziel der zus0tzlichen Energiebesteuerung ist

es, „Energie in maßvollen Schritten [zu ver-

teuern], um einen 'konomischen Anreiz zu

geben, vorhandene Energiesparpotenziale

auszunutzen, erneuerbare Energien st0rker

auszubauen und sparsam mit den endlichen

Ressourcen umzugehen.“6) Insgesamt ist

Strom f5r die privaten Haushalte von 1998 bis

heute durch steuerliche Maßnahmen um

sch0tzungsweise ein Zehntel verteuert wor-

den. Vor dem Hintergrund der international

zugesagten Reduzierung von CO2-Emissionen

erfolgten in j5ngster Zeit weitere kostenstei-

gernde Eingriffe. So wurden im Erneuerbare-

Energien-Gesetz mit Wirkung zum 1. April

2000 die Mindestverg5tungen f5r in das Netz

eingespeisten Strom aus Windkraft- und

6 Die F'rderung des Umweltschutzes im deutschen Ab-
gabenrecht, in: Volks- und Finanzwirtschaftliche Berichte
des Bundesministeriums der Finanzen, Januar 2000,
S. 10 f.

Geringe
Wechsel-
bereitschaft
der privaten
Haushalte

Strompreise
der privaten
Haushalte



Deutsche
Bundesbank
Monatsbericht
Dezember 2000 Stand: 15. Dezember 2000

40

Solaranlagen, aus Wasserkraft, Deponie-,

Gruben- und Kl0rgas sowie Biomasseanlagen

drastisch angehoben. Dar5ber hinaus ist im

Gesetz zum Schutz der Kraft-W0rme-Kopp-

lung, das am 18. Mai 2000 in Kraft trat, 5ber

eine garantierte Verg5tung ein zeitlich befris-

teter Schutz solcher Anlagen insbesondere

bei kommunalen Versorgungsbetrieben ein-

gef5hrt worden. Die in der j5ngsten Zeit in

der Verbraucherpreisstatistik zu erkennende

Verteuerung von Strom h0ngt mit diesen Re-

gulierungen zusammen. Ob und inwieweit

die zwischen der Bundesregierung und den

Kraftwerksbetreibern erreichte @bereinkunft

zum allm0hlichen Ausstieg aus der Kern-

energie Auswirkungen auf die Strompreise

haben wird, ist gegenw0rtig nicht auszuma-

chen.

Deutlich st0rker als die privaten Haushalte

profitierten die Unternehmen von Preissen-

kungen im Gefolge der Deregulierung. Nach

der amtlichen Statistik 5ber die industriellen

Erzeugerpreise sind die Strompreise in diesem

Bereich im Oktober des laufenden Jahres um

rund 17% niedriger gewesen als Ende 1997,

obwohl auch hier staatliche Eingriffe zu Bu-

che schlugen. Speziell Sondervertragskunden,

die in der Regel große Strommengen abneh-

men, konnten 5berdurchschnittlich g5nstige

Lieferbedingungen aushandeln. Hier weist

die Statistik einen Preisr5ckgang von rund

einem F5nftel aus. F5r gewerbliche Betriebe

allgemein waren Preisreduzierungen von

rund 13% zu verzeichnen. In der Landwirt-

schaft dagegen sind die Tarife mit lediglich

2% merklich weniger gesunken, doch war

die Entwicklung damit noch immer etwas

g5nstiger als bei den privaten Haushalten.

1985 = 100, log. Maßstab
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Gemeinsam aber gilt f5r alle Abnehmer, dass

die Phase der Preisr5ckg0nge wohl inzwi-

schen ausgelaufen ist und zuletzt Erh'hun-

gen Platz gemacht hat.

Gaswirtschaft

Phnlich wie beim Strom sind die entscheiden-

den Anst'ße zur Deregulierung in der Gas-

wirtschaft – wie bereits erw0hnt – von der

Europ0ischen Union ausgegangen. Im Mai

1998 verabschiedete der Energieministerrat

die Gasbinnenmarktrichtlinie, in der eine

schrittweise >ffnung der M0rkte festge-

schrieben ist. Der deutsche Gesetzgeber hat

daraufhin im Rahmen des Gesetzes gegen

Wettbewerbsbeschr0nkungen das Recht auf

ungehinderten Netzzugang sichergestellt. Zu-

dem wurde die Gaswirtschaft den allgemei-

nen kartellrechtlichen Regelungen unterwor-

fen und die bis dahin geltende Sonderstel-

lung, die Gebietsmonopole zuließ, aufgeho-

ben. Damit soll ein ungehinderter Zugang zu

den Erdgas-Leitungsnetzen gew0hrleistet und

ein freier Leitungsbau erm'glicht werden.

Unter Moderation des Bundesministers f5r

Wirtschaft sind in einer freiwilligen Vereinba-

rung zwischen Verb0nden von Anbietern und

Nachfragern „Spielregeln“ f5r die Durchlei-

tung und die H'he der Entgelte vereinbart

worden, die Mitte dieses Jahres in Kraft getre-

ten und bis Ende September 2001 g5ltig sind.

Auf diese @bereinkunft k'nnen sich bisher

aber im Wesentlichen nur Großkunden beru-

fen, da die f5r eine Abrechnung bei privaten

Haushalten notwendigen Lastprofile noch er-

stellt werden m5ssen. Wegen der erst kurzen

Zeit der Markt'ffnung sind Aussagen 5ber

1995 = 100, log. Maßstab
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die Preiswirkungen der Deregulierung in

diesem Marktsegment bislang nicht m'glich.

F5r die Preisfindung bei Gas spielt grunds0tz-

lich eine Rolle, dass das Haupteinsatzgebiet

dieses Energietr0gers der W0rmemarkt ist,

auf dem Konkurrenz insbesondere zum leich-

ten Heiz'l, teilweise aber auch zu Fern-

w0rme, Kohle und Elektrizit0t besteht. Hie-

raus sowie wegen der hohen Investitionen in

das Leitungsnetz und die Speicherkapazit0-

ten, die sich nur langfristig amortisieren, ent-

stand mit dem Vordringen von Gas in den

sechziger und siebziger Jahren eine Koppe-

lung an die Preisentwicklung von Roh'l bezie-

hungsweise leichtem Heiz'l. Diese lag auch

insofern nahe, als viele Produzenten gleicher-

maßen >l wie Gas f'rdern und die Angebots-

preise im Prinzip 5ber ein W0rme0quivalent

miteinander verbunden sind. Im Zusammen-

hang mit der Deregulierung folgt daraus,

dass das Niveau des Rohstoffpreises weitge-

hend fixiert ist. Spielr0ume ergeben sich da-

gegen, abgesehen von der Ertragsmarge, bei

den Transport-, Speicher- und Verteilungskos-

ten zwischen den zahlreichen, h0ufig unter

kommunaler Regie stehenden oder konzes-

sionierten Lieferanten, deren Versorgungs-

gebiete traditionell durch Demarkationsver-

tr0ge gegeneinander abgegrenzt sind.

Die Anbindung von Gas an den Heiz'lpreis

bringt es mit sich, dass die zeitweise starken

Preisbewegungen des >ls sich auch in den

Gaspreisen wiederfinden. Gerade in j5ngster

Zeit kam es zu kr0ftigen Preisanhebungen in

beiden Bereichen. Sollten die internationalen

>lnotierungen im Laufe des kommenden Jah-

res angesichts eines erh'hten Angebots wie-

der sinken, werden auch die Gaspreise ent-

sprechend reagieren. Allerdings d5rfte es

schwierig sein, Deregulierungseinfl5sse von

den >leffekten zu unterscheiden. Bereits am

Beispiel des Stroms ist deutlich geworden,

dass eine Differenzierung nur mit Hilfsrech-

nungen unter bestimmten Annahmen ge-

lingt. Relativ genaue Rechnungen sind im

Bereich der Telekommunikation m'glich.

Heiz'lbindung
von Gas ...

... erschwert
Preisanalyse


